
Nr. 6 | Dezember 2008 

G
R
in

D
O

G
R

Ü
N

E
 i
n

 D
o

rt
m

u
n

d

Spirale abwärts — Spirale abwärts — 
zunehmende Armut zunehmende Armut 

in Dortmundin Dortmund



Solche Verbesserungen haben wir 
bei der Mobilität von Einkommens-
schwachen bereits erreicht.
Rund 23.000 Menschen nutzen zur-
zeit das Dortmunder Sozialticket. 
Mit einem Ticketpreis von 15,00 Euro 
monatlich wird für einkommens-
schwache Dortmunder BürgerInnen  
eine bezahlbare Mobilität und damit 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
in unserer Stadt angeboten. Ein Erfolg 
GRÜNER Kommunalpolitik.
Angesichts knapper Finanzen müssen 
die Prioritäten im Sinne einer solida-
rischen Sozialpolitik verändert wer-
den. Von daher ist überhaupt nicht 
einzusehen, warum ausgerechnet Ko-
stenargumente zur Abschaffung des 
Sozialtickets vorgetragen werden.
Die gleichen Politik-Akteure, die das 
Sozialticket infrage stellen, haben kei-
ne Schwierigkeiten damit, jährlich 23 
Millionen Euro Flughafen-Subventi-
onen bzw. einen kreditfi nanzierten 
136 Millionen Euro teuren Ausbau des 
Dortmunder Flughafens zu rechtferti-
gen. Für uns GRÜNE steht das Sozial-
ticket nicht zur Disposition.
In diesem Sinne viel Nachdenkliches, 
aber auch Spaß beim Lesen

Mario Krüger, 
Oberbürgermeisterkandidat und 
Fraktionsprecher  von
Bündnis 90/DIE GRÜNEN  im 
Dortmunder Rat

Der Dortmunder Armutsbericht legt 
die Situation vieler DortmunderInnen 
dar. Besonders Kinder geraten immer 
mehr in den Strudel der Armut. 
Drei von zehn Dortmunder Kindern 
leben in Familien ohne oder mit nicht 
ausreichendem Erwerbseinkommen. 
Eine gesunde Ernährung und eine 
vernünftige Ausstattung mit Kleidung 
und Schuhen sind kaum realisierbar.
Diese Abwärtsspirale zu durchbre-
chen, ist einer der Schwerpunkte 
GRÜNER Kommunalpolitik. 
Diesem Ziel dient  auch der Aktions-
plan Soziale Stadt. Hiervon möchte 
diese GRinDO-Ausgabe berichten.
Neu von Armut bedroht sind auch 
die fast 10.000 so genannten Aufsto-
ckerInnen, die vom Lohn ihrer Arbeit 
nicht leben können und deshalb zu-
sätzliche fi nanzielle Unterstützung 
benötigen.
Bündnis 90/DIE GRÜNEN halten dies 
für einen gesellschaftspolitischen 
Skandal. Auf kommunaler Ebene ha-
ben wir festgeschrieben, dass Unter-
nehmen, die nicht tarifgebunden ent-
lohnen, bei der Vergabe städtischer 
Aufträge nicht berücksichtigt werden 
sollen.
Durch den Aufbau eines sozialen Ar-
beitsmarktes wollen wir neue Beschäf-
tigungsmöglichkeiten in stadtteilbe-
zogenen Beschäftigungsprojekten, im 
Quartiersmanagement und bei der 
Verbesserung der ökologischen und 
sozialen Infrastruktur schaffen.

Liebe LeserInnen!

echt schräg

„Die gleichen Politik-Akteure, die das  Sozialticket 

infrage stellen, haben keine Schwierigkeiten damit, 

jährlich 23 Millionen Euro Flughafen-Subventionen 

bzw. einen kreditfi nanzierten 136 Millionen Euro 

teuren Ausbau des Dortmunder Flughafens zu recht-

fertigen.“ 

Mario Krüger, Oberbürgermeisterkandidat Bündnis 90/DIE GRÜNEN Dortmund



Magazin 

............................... Seiten 4 und 5

Rede von Markus Kurth

................................. Seite 6 und 7

Gegen Geldverschwendung

.............................. Seiten 8  und 9

Hilfen für die Schwächsten

........................................ Seite 10

Flächenfraß in Dortmund

........................................ Seite 11

Barbara Blotenberg und 

Markus Kurth im Interview

........................... Seiten 12 und 13

 

GRÜN-Streifen, Magazin 

........................................ Seite 14

Personalabbau bei Landesum-

weltbehörden

........................................ Seite 15

BDK in Erfurt, Termine

........................................ Seite 16

IMPRESSUM: 

GRinDo ist eine Publikation von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Kreisverband Dortmund

Ruhrallee 44

44139 Dortmund (Herausgeber) 

0231- 12 11 71 

info@gruene-dortmund.de 

v. i. S. d. P.: Hilke Schwingeler (HS)

(Sprecherin) und Ulrich Langhorst 

(UL) (Sprecher). 

Mit Beiträgen von 

Martina Müller (MaM),

Manfred Krüger-Sandkamp (MKS)

Mario Krüger (MK),

Stephan Gümbel (SG), 

Remo Licandro (RL)

Redaktion und Layout:  

Markus Magaschütz (MM) 

Druck: Druckwerk GmbH, Dortmund 

Aufl age: 1.000 Exemplare

Die Abgabe ist kostenfrei.

Schwerpunkt

SOZIALE 
STADT

Sozialticket, kommunaler Lernmittelfonds, Aktionsplan Soziale Stadt 

— GRÜNE Sozialpolitik hat viel zu bieten — fi nden auch unsere 

beiden BundestagskandidatInnen Barbara Blotenberg und 

Markus Kurth im Interview auf den Seiten 12 und 13.
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Magazin

Bricht man die neuesten Schätzungen 

von ein bis zwei Millionen Zuwander-

Innen, die in der Bundesrepublik in 

der Illegalität leben, auf Dortmund 

herunter, so kommt man auf eine 

Zahl von ca. 3.700 bis 7.000.  Der 

Vorwurf, dass unsere Gesellschaft 

nur allzu gerne die Augen angesichts                          

eklatanter Missstände verschließt, 

zieht hier nur bedingt. 

Es liegt in der Logik der Thematik, 

dass Menschen, die aufgrund der re-

striktiven Migrationspolitik der Bun-

desrepublik - im Einklang mit ihren 

europäischen Partnern - gezwun-

gen sind, in der Illegalität zu leben, 

sich eben nicht als solche zeigen. 

Folglich wissen nur wenige, wie die 

Alltagswirklichkeit in der Illegalität 

aussieht.

Bündnis 90/DIE GRÜNEN hatten 

deshalb für den 30.10.2008 in 

die Auslandsgesellschaft NRW zur 

Podiumsdiskussion mit dem The-

ma „Lebenslage illegal – Was die 

Lebenslage:
Illegal

Flüchtlingspolitik der EU mit Dort-

mund zu tun hat“ geladen. Angeli-

ka Beer (MdEP) berichtete über die 

fragwürdigen Einsatzpraktiken der 

2004 gegründeten „Grenzschutza-

gentur“ FRONTEX an den Grenzen 

der „Festung Europa“. Maren Wilmes 

(Dip.-Sozialpädagogin) präsentierte 

ihre Kölner Studie zur Lebenssituati-

on von Menschen ohne Papiere, wo-

rin Themengebiete wie „Wohnen in 

der Illegalität“ oder „Bildung in der 

Illegalität“ beleuchtet werden. Leider 

liegt eine solche Studie für Dortmund 

nicht vor. Mareike Tolsdorf (Pfl ege-

wissenschaftlerin) vertiefte diese Be-

trachtungen durch Ausführungen  zur 

Die Fachhochschule Dortmund war 

am 10. Juni die dritte Station auf der  

GRÜNEN NRW-Hochschultour.  Kai 

Gehring MdB, die Landesvorsitzende 

der NRW-GRÜNEN, Daniela Schne-

ckenburger und die Geschäftführerin 

des GRÜNEN Dortmunder Kreisver-

bands, Martina Müller diskutierten mit 

Reiner Niebur, dem Leiter des Dort-

munder Studentenwerkes.

Überstrukturierte Bachelor- und Ma-

sterstudiengänge, fi nanzielle Zusatz-

belastungen durch die schwarz-gel-

ben Studiengebühren, gestiegene 

Leistungsanforderungen und Bela-

stungssituationen waren die Themen.

An dem GRÜNEN Infostand wurde 

in den Diskussionen Unmut über die 

unsozialen Studiengebühren und feh-

lenden Studienplätze laut.

GRÜNE Hochschultour an der FH Dortmund

Kai Gehring, 

GRÜNER Bundestagsabgeord-

neter, diskutierte an der Fach-

hochschule Dortmund über 

Hochschulpolitik und 

Studiengebühren.

Lebenssituation von Menschen, die 

gesundheitlicher Hilfe und Begleitung 

bedürfen, aber aufgrund ihres Status 

von unserem Gesundheitswesen aus-

geschlossen sind. 

Verschleppung von Krankheiten, aben-

teuerliche Versuche zur Selbstbehand-

lung bis hin zu Schwangerschaften, die 

unerkannt bleiben müssen und folglich 

Kinder, die ohne ärztliche Begleitung 

ausgetragen werden, lassen erahnen, 

wie wenig sich die Alltagswirklichkeit 

von Menschen ohne Papiere mit dem 

ersten Artikel unseres Grundgesetzes 

vereinbaren lässt. 

Wir GRÜNEN in Dortmund sehen in 

der Veranstaltung den Auftakt, uns 

dieser Herausforderung 

auch hier vor Ort zu stel-

len, und zwar gemeinsam 

mit allen Organisationen 

und InteressentInnen, die 

sich durch das Thema in ih-

rer sozialen Verantwortung 

angesprochen fühlen.

Dazu laden wir zu einem 

runden Tisch im Kreisver-

bandsbüro am 21.01.2009,   

um 19.00 Uhr ein.  (RL)

Nach der GRÜNEN Info-Aktion ging es 

weiter zum zweiten Gesprächstermin:  

Gabriele Kirschbaum, Gleichstel-

lungsbeauftragte der FH, informierte 

anschließend über Beratungsstellen 

für Studierende mit Kind und Eltern-

Kind-Räume. Anliegen aller war es, 

verstärkt Männer für mehr Geschlech-

tergerechtigkeit zu gewinnen. Die 

Studien-und Arbeitsbedingungen in 

Hochschulen und Forschungseinrich-

tungen stehen einer aktiven Vater-

schaft häufi g entgegen.

Der dritte Gesprächstermin fand im 

Fachbereich Informatik beim Dekan 

des Fachbereichs, Prof. Dr. Klaus Zep-

penfeld, und Prof. Dr. Britta Böckmann 

aus dem Fachbereich „Medizinische 

Informatik“ statt. Beide stellten uns 

das Konzept „Green IT“ vor. (MaM)

Diskutierten über Menschen ohne Papiere: 
Maren Wilmes, Stefan Neuhaus, Angelika 
Beer und Mareike Tolsdorf.



Magazin

Für den 6.9.2008 hatten sich mal wie-

der die Nazis angesagt, um durch Dort-

mund zu ziehen. Und wieder hatten 

sie für den Vortag einen „Infostand“ 

vor der Katharinentreppe zwischen 

Bahnhof und Innenstadt beantragt. 

Hier wollten sie für ihren Aufmarsch 

werben und über Lautsprecher ihre 

Ideen unters Volk bringen. 

Wir von Bündnis 90/DIE GRÜNEN ha-

ben ihnen einen angemessenen Emp-

fang bereitet. Ausgerüstet mit Hun-

derten von Trillerpfeifen gab es ein 

anhaltendes Pfeifkonzert, frei nach 

dem Motto „Wir pfeifen auf euren Na-

tionalismus!“ 

Dass eine inhaltliche Auseinanderset-

zung mit dem neofaschistischen Ge-

dankengut ausgeschlossen ist, zeigte 

schon ein Blick auf ihre Plakate. So 

wurde ein geschichtsklitternder Bo-

gen von der Bombardierung Dresdens 

1945 bis zum „Afghanistankrieg“ in 

unserer Zeit gespannt. Und was hin-

ter ihrem sozialen Anstrich steht, ent-

larvte schnell der Slogan „sozial und 

national“.

Wir wollten den Nazis nicht nur zei-

gen, wie wenig willkommen sie in un-

serer Stadt sind. Es ging auch darum, 

ihre kruden Ansprachen und die ein-

gespielte Nazimusik mit einer schril-

len Kakophonie zu würdigen. Ohne di-

ese Aktion wären viele PassantInnen 

kommentarlos an dem Nazistand 

vorbeigehuscht. Nun aber ergab sich 

die Möglichkeit, mit in den Protest ein-

zusteigen, und manch einer griff zur 

Pfeife.

Kritisch hinzugefügt sei noch der Ver-

weis auf die mangelnde Unterstüt-

zung der Stadt für unsere Aktion. Es 

bestand die Möglichkeit, ein großes 

Banner gegen die Nazis an dem Bü-

rohaus der Dortmunder Agentur für 

Tourismus anzubringen. Die hier an-

sässigen Firmen hatten uns schon ihre 

Unterstützung versichert. 

Allerdings wurde diese Aktion von der 

Stadt untersagt, mit der Begründung, 

es könnten Schäden am Gebäude ent-

stehen. Kein Fußbreit den Rechten! 

– ein beherztes Eintreten für diese 

Sache sieht anders aus… (RL)

Wir pfeifen auf euren Wir pfeifen auf euren 
Nationalismus!Nationalismus!
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gekürzt wird, von müden Sozialarbei-
terInnen und LehrerInnen, die trotz-
dem weiterkämpfen, weil ihnen diese 
Kinder wichtig sind. Die Erzählung 
handelte auch von Sozialpädago-
gInnen, die trotz miserabler Arbeits-
bedingungen um die Ausbildung von 
Schulabbrechern ringen. Die Erzäh-
lung handelte nicht zuletzt von Pro-
fessorInnen und PolitikerInnen, die 
behaupten, dass sich Kinder von 3 
Euro am Tag ernähren können.
Vielleicht könnte ein Mensch, der die 
Welt aus der Sicht der Armen mit al-
ler Sprachgewalt aufschriebe, einiges 
bewegen. Aber es gibt keinen Charles 
Dickens mehr, der es vom Kinderar-
beiter zum Dichter schafft.
Auch ich schreibe keine Romane, 
sondern Anträge. Als Sozialpolitiker 
im Deutschen Bundestag gehöre ich 
zu denen, die sich in einer Umge-
bung bewegen, in der die wahren Ge-
schichten des Lebens vor Statistiken 
und Studien in den Hintergrund 
treten. Und diese Studien sind lei-
der allzu eindeutig. Die Zusammen-
hänge zwischen Arbeitslosigkeit und 
Krankheitsrisiken, zwischen Armut 
und Bildungschancen oder zwischen 
materieller Not und Fehlernährung 
sind zweifelsfrei belegt. Eigentlich ist 
völlig klar, wo sozialpolitisch zu inve-
stieren ist. Aber mit Zahlen allein lässt 
sich offensichtlich nicht der Sinn für 
das Vernünftige wecken. Wir müssen 
folglich – wenn wir schon nicht eine 
berührende literarische Geschichte 
schreiben können – eine politische 
Erzählung hervorbringen, mit Gefühl 
für die Würde der Ausgegrenzten und 
Unsichtbaren, mit Gefühl für die Fä-
higkeiten der zu Überfl üssigen erklär-
ten. 

Politische Erzählung 
Diese politische Erzählung muss viele 
Kapitel haben, aber für drei würde ich 
mich ganz besonders verantwortlich 
fühlen:
Erstens muss unsere Erzählung die 
Erlebnisse derer aufgreifen, die täg-
lich den Zwängen und Zumutungen 
verschiedener Sozialbehörden ausge-
setzt sind und die unglaubliche Hür-
den nehmen müssen. Der Sozialstaat, 
den ich mir vorstelle, übernimmt 
rechtliche - bürgerrechtliche - Ga-
rantien wie etwa Wunsch- und Wahl-
rechte zur Ermöglichung von Selbst-
bestimmung. 
Das GRÜNE Leitbild muss sein: Nicht 
der Mensch muss sich an die Bedin-
gungen und Leistungen des Sozial-
staats anpassen, sondern die Lei-
stung muss dem Menschen folgen! 
Nur dann kann eine Leistung auch 
wirksam sein!  Wer erwerbslose Bür-
gerinnen in fragwürdige Billigmaß-
nahmen drängt, verschwendet nicht 
nur Steuergelder, sondern vergeht 
sich am kreativen Potential dieser 
Menschen. 
Wer, wie die Linkspartei in Berlin, 
junge Behinderte in Pfl egeheime ver-
schieben will, verletzt das Grundrecht 
auf freie Wahl der Wohnung. 
Wer, wie die Große Koalition junge, 
erwerbslose Erwachsene dazu zwingt, 
selbst unter schwierigsten familiären 
Bedingungen bis zum 25. Lebensjahr 
bei ihren Eltern zu wohnen, verletzt 
Persönlichkeitsrechte! Und wer, wie 
die CDU-regierten Länder die Pro-
zesskostenbeihilfe abschaffen und 
Gebühren für Sozialgerichtsverfahren 
einführen will, der stellt die Rechts-
staatlichkeit für arme Menschen zur 
Disposition.

Charles Dickens war 12 Jahre alt, als 
er 1823 Fabrikarbeiter wurde. Sein 
Vater saß im Schuldnergefängnis von 
London und Charles war der einzige 
in der Familie, der das Geld für seine 
Mutter und seine sieben Geschwister 
verdiente. Charles Dickens wusste 
also, wovon er schrieb, als er zum Er-
zähler der furchtbaren Armut im Eng-
land des 19. Jahrhunderts wurde, als 
er Oliver Twist erfand, den Waisenjun-
gen. Keiner schrieb so drastisch über 
die Gewalt und die Ausbeutung, die 
das Leben gerade der armen Kinder 
prägte. Und Dickens hatte Erfolg: Sei-
ne Romane erschütterten die Bürger 
und die Politiker. England diskutierte 
über ein Armengesetz.
Wie würde heute ein Charles Di-
ckens, ein Erzähler der Armut, die 
Welt aus der Sicht von Siebenjähri-
gen beschreiben, die so gerne einmal 
ein Schwimmbad besuchen würden,      
diese ferne Welt, und die nicht wis-
sen, was es heißt, vorgelesen zu be-
kommen? Die meisten Geschichten, 
die über die Oliver Twists des 21. Jahr-
hunderts zu erzählen wären, wären 
Geschichten von Kindern, die gelernt 
haben, sich und ihre Armut zu ver-
stecken. Sie handelten von der hilf-
losen Scham auf dem Pausenhof, von 
abgesagten Klassenausfl ügen und 
gescheiterten Freundschaften, von 
dem Schlangestehen mit der Mutter 
an der Lebensmittelausgabe der Tafel 
und den vergeblichen Versuchen der 
Eltern im Jobcenter, wenigstens einen 
Ein-Euro-Job zu ergattern.
Der Rahmen wäre anders als bei 
Charles Dickens – schließlich gibt es 
einen Sozialstaat in Deutschland. Die 
Erzählung handelte also auch von Ju-
gendämtern, denen Stelle um Stelle 

„Die Würde der Ausgegrenzten 
und Unsichtbaren wahren“
Markus Kurth (MdB) bewarb sich mit dieser Rede um einen Listenplatz 

zur Bundestagswahl im Jahr 2009.

Schwerpunkt
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Schwerpunkt

Was die anderen Parteien nicht be-
greifen können oder wollen: Der mo-
derne Sozialstaat ist weder eine reine 
Versorgungseinrichtung noch eine 
Besserungsanstalt. Er muss die Men-
schen in ihrer Verschiedenheit, mit ih-
ren Rechten und ihren Kompetenzen 
als Sachwalter in eigener Sache ak-
zeptieren. Das ist unser GRÜNES Ver-
ständnis vom Sozialstaat.
Zweitens müssen wir die Geschichte 
der Menschen politisch entfalten, die 
verlässliche langfristige Hilfestellung 
brauchen. 
Das kann der Mensch mit Behinde-
rung sein, der eine dauerhafte Ar-

beitsassistenz benötigt. Das ist eben-
so der ältere Erwerbslose, der auch 
jenseits der 50 noch einmal eine Aus-
bildung braucht. Welche Dummheit 
dieser Regierung, den PKW-Absatz 
steuerlich fördern zu wollen, wo sich 
doch alle Möglichkeiten eines sozi-
alen Konjunkturprogramms bieten: 
Wir brauchen dauerhafte Investiti-
onen in wirksame Infrastruktur für 
die Entwicklungschancen von Men-
schen.
Drittens müssen wir die Geschichte 
der Eltern zu unserer Geschichte ma-
chen, die sich das Geld für die Schul-
bücher und die Kleidung ihrer Kinder 

wortwörtlich vom Munde absparen. 
Der Kampf für eine Anpassung des 
Regelsatzes geht weiter.
Liebe Freundinnen und Freunde,
ich möchte mit euch dafür einsetzen, 
diese drei Kapitel einer politischen 
Erzählung zu entfalten und in Ge-
setze zu übertragen. In Gesetze, die 
tatsächlich die notwendigen Bedarfe 
sichern. In Gesetze, die aus den so ge-
nannten Kunden des Sozialstaats wie-
der handelnde Menschen in eigener 
Sache machen. Dann, ja dann könnte 
es sein, dass die Oliver Twists des 21. 
Jahrhunderts ihre Scham ablegen und 
ihre Würde wiedergewinnen können.

Der Dortmunder GRÜNE Bundestagsbgeordneter Markus Kurth bewarb sich beim Listenparteitag von 

Bündnis 90/DIE GRÜNEN NRW um Platz 6 auf der Landesliste zur Bundestagswahl.

In seiner Rede knüpfte er an den Sozialromanen Charles Dickens‘ an und spann den Bogen zu den Proble-

men des Sozialstaates der Gegenwart. 

Das saß bei den Delegierten. Mit einer Zustimmung von rund 70 Prozent erhielt Markus Kurth ein sehr 

gutes Ergebnis. Der Kreisverband Dortmund freut sich über die Zustimmung und die Fortsetzung der poli-

tischen Arbeit von Markus Kurth im Deutschen Bundestag.

In diesem GRinDO drucken wir seine Bewerbungsrede ungekürzt ab.
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Schwerpunkt

„Lieber ein Sozialticket für Menschen 
als ein Sozialticket für Fluggesell-
schaften“ lautet das Motto der GRÜ-
NEN Wahlkampf- und Finanzdebatte 
in Dortmund.
Auf Grundlage der Wahlprogramme 
werden die Bürger im Juni 2009 ent-
scheiden, wem sie zutrauen, eine 
verlässliche Politik umzusetzen, die 
sowohl die arbeitsmarktpolitischen 
als auch die ökologischen und fi nan-
ziellen Belange in Einklang bringt.
Und genau da werden die Dortmun-
der GRÜNEN die Finger in die Wunde 
legen. Der Flughafen ist klimaschäd-
lich, Flugzeuge quälen die Anwoh-
nerInnen bis spät in die Nacht mit 
Lärm und der Airport kostet jährlich 
unzählige Millionen Euro. Geld das an 
allen Ecken und Kanten fehlt — auch 
in Dortmund.

Flügellahm
Der erste Billigfl ieger macht sich vom 
Acker.  Für Kreisverband und Rats-
fraktion der GRÜNEN ist der Rückzug 
von Easyjet am Dortmunder Flugha-
fen im Juli eine absehbare Folge der 
grundsätzlichen Fehlentwicklung im 
Bereich des Flugverkehrs, der Erhö-
hung der Treibstoffpreise sowie der 
wirtschaftlichen Entwicklung der Bil-
ligfl ieger. 
Vor dem Hintergrund wachsender 
Schulden des Flughafens und der 
großen fi nanziellen Probleme in 
Dortmund stoßen die Dortmunder 
GRÜNEN eine grundlegende Diskus-
sion darüber an, was man in der Stadt 
mittel- und langfristig zukünftig noch 
fi nanzieren will und was nicht. 
Hilke Schwingeler, Sprecherin des 
GRÜNEN Kreisverbandes: „Easyjet 
wusste um die Bedingungen und 
Betriebsregelungen am Flughafen. 
Nebenbei bemerkt sind es die glei-
chen Regelungen wie am Flughafen 

in Düsseldorf. Das hat das Unter-
nehmen nicht daran gehindert, nach 
Dortmund zu kommen und dabei 
auch noch die Subventionen aus 
dem NERES-Programm mitzuneh-
men. Jetzt anschließend die vorher 
bekannten Betriebszeiten als einen 
Grund für den Rückzug anzuführen, 
ist mehr als heuchlerisch und soll vor 
allem von der Krise der Billigfl ugli-
nien ablenken.“ 

Das Geld fehlt dem Klinikum
Wenn nun wieder über die Zukunft 
des Flughafens diskutiert wird, dann 
muss man das im Gesamtzusammen-
hang mit anderen Notwendigkeiten 
in unserer Stadt und ihrer Finanzie-
rung tun. Für uns GRÜNE heißt das: 
Wer vom Flughafen redet, darf vom 
Klinikum und vom Sozialticket nicht 
schweigen.
Bekanntlich werden beim Klinikum 
Millionen von Euro benötigt, um es 
wieder auf eine solide fi nanzielle Basis 
zu stellen, die Gesundheitsversorgung 
der Dortmunderinnen und Dortmun-
der weiter auf hohem Niveau zu hal-
ten und über 4000 Beschäftigten eine 
sichere Zukunft zu bieten. 
Beim Sozialticket wird öffentlich über 
eine Erhöhung des Preises bzw. sogar 
über eine Abschaffung nachgedacht, 
obwohl es mittlerweile über 23.000 
von Armut betroffenen Menschen 
ihre tägliche Mobilität sichert. 
Hilke Schwingeler: „Gleichzeitig lei-
stet sich Dortmund den durch die 
Stadtwerke hoch subventionierten 
Flughafen. Jahr für Jahr müssen ca. 
zwanzig Millionen Euro an Verlusten 
ausgeglichen werden.“ 
Ohne diese Subventionen wäre der 
Flughafen nicht überlebensfähig. 
Wir als GRÜNE sagen deshalb: Das 
Klinikum als kommunales Kranken-
haus der Maximalversorgung ist eine 

Gegen Geldverschwendung
Die Dortmunder GRÜNEN fordern eine Diskusion über die Geld-Verwen-

dung. Flughafen, Sozialticket, Schulbücher — was wollen wir bezahlen?

gesundheitliche Daseinsvorsorge in 
unserer Stadt. Das Sozialticket ist eine 
sozialpolitische Daseinsvorsorge. 
Der Flughafen dagegen hat mit Da-
seinsvorsorge nichts zu tun. Wer sich 
den Flughafen trotzdem und trotz der 
großen jährlichen fi nanziellen Bela-
stungen erlaubt, darf nicht gleichzei-
tig Klinikum und Sozialticket zur Dis-
position stellen. 
Oder andersrum: Wer für das Klini-
kum und Sozialticket schwarze Zah-
len fordert, der muss dasselbe auch 
beim Flughafen tun.
Der unterschiedliche Grad der Sub-
ventionierung zeigt sich auch an den 
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nackten Zahlen. Während in Bussen 
und Bahnen bei 130 Millionen Fahr-
gästen der Defi zitausgleich pro Fahrt 
48 Cent beträgt, sind es am Flughafen 
9,48 Euro, die von den Stadtwerken 
für jeden Einzelnen der 2,1 Millionen 
Fluggäste obendrauf gelegt werden 
müssen. 
Ingrid Reuter, Fraktionssprecherin 
der GRÜNEN: „Davon spricht Herr 
Pehlke nicht, wenn er die Kosten des 
Sozialtickets beklagt. Solange mit 
dem NERES-Förderprogramm am 
Flughafen großzügig auf Einnahmen 
verzichtet wird, sind Forderungen 

nach einer Erhöhung der Preise für 
das Sozialticket ein Schlag ins Ge-
sicht derjenigen, die auf ein solches 
Ticket angewiesen sind. Eine einfache 
Verschiebung der Subventionen vom 
Flughafen hin zu Klinikum oder Sozi-
alticket funktioniert allerdings - leider 
- nicht.“ 
Die ohne GRÜNE Beteiligung getrof-
fenen Beschlüsse zum Ausbau und die 
dadurch entstandenen Kosten kne-
beln die Stadt noch für viele weitere 
Jahre. Ob der Flughafen also geschlos-
sen würde oder nicht: Die Zahlungen 
für Zinsen und Tilgung bleiben. Da-

mit sie nicht noch höher werden und 
noch länger gezahlt werden müssen, 
lehnen Bündnis 90/DIE GRÜNEN ei-
nen weiteren Ausbau des Flughafens 
sowie eine Ausweitung der Betriebs-
zeiten mit allen damit verbundenen 
Maßnahmen und Kosten ab. 
Bei der Kommunalwahl 2004 sind wir 
GRÜNEN für diese grundsätzliche 
Position gewählt worden und für die 
stehen wir auch weiterhin ein. Denn 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN fi nanzie-
ren lieber ein Sozialticket für Men-
schen als ein Sozialticket für Flugge-
sellschaften. (MM)
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Die GRÜNEN im Rat verteidigen das 

Sozialticket und den Kommunalen 

Lernmittelfonds gegen die öffentliche 

Kritik. 

Birgit Unger, Ratsmitglied der GRÜ-

NEN: „Die CDU hat die Einführung des 

Lernmittelfonds abgelehnt. Wenn sie 

jetzt die konkrete Umsetzung kriti-

siert, dann geht es ihr nicht darum, 

dass die betroffenen Familien und ihre 

Kinder auch wirklich Hilfen in Form 

von Heften, Stiften und Tornistern be-

kommen. Die CDU sorgt sich alleine 

um die Abläufe an den Schulen.“

Aus GRÜNER Sicht sind sowohl der 

Lernmittelfonds als auch das Sozi-

alticket zu allererst notwendige und 

konkrete Hilfen für viele von Armut 

bedrohte oder betroffene Menschen in 

unserer Stadt. 

Dass mittlerweile über 23.000 Per-

sonen ein Sozialticket nutzen, ist da-

für nur ein Beleg. Deshalb haben wir 

beides eingeführt, obwohl es eigentlich 

Aufgabe des Bundes wäre, hier end-

lich was zu tun. Man muss festhalten: 

Nicht nur die CDU-geführte Bundesre-

gierung lässt die Menschen im Stich, 

indem sie sich weigert, endlich die Re-

gelsätze für das Arbeitslosengeld II zu 

erhöhen und einen eigenen Regelsatz 

für Kinder einzuführen. Auch mit der 

CDU in Dortmund haben die Betrof-

fenen nichts zu lachen. Denn wer So-

zialticket und Lernmittelfonds in Frage 

stellt, trifft damit zunächst vor allem 

genau die Ärmsten der Stadt.

Diegel blockierte Haushalt
Die GRÜNEN erinnern daran, dass der 

Beschluss zur konkreten Einrichtung 

des Kommunalen Lernmittelfonds 

erst in der letzten Sitzung des Rates 

vor den Sommerferien fallen konnte. 

Denn erst kurz vorher war der Haus-

halt der Stadt nach vielen Verzöge-

rungen durch den CDU-Regierungs-

präsidenten freigegeben worden.

Bedingt durch die Sommerferien war 

klar, dass es keine optimalen Abspra-

chen mit den Schulen geben konnte.

Birgit Unger: „Dass es beim Lernmit-

telfonds Probleme bei der Umsetzung 

gibt, stellt aber doch seinen Sinn nicht 

infrage. Im Gegenteil: 60,- Euro pro 

Kind für Schulmaterialien sind für 

die betroffenen Familien eine wich-

tige Unterstützung. Deshalb muss 

es jetzt darum gehen, dass trotz der 

Anlaufschwierigkeiten die Hilfe auch 

ankommt. Wir gehen davon aus, dass 

dies durch weitere Gespräche und Ab-

stimmungen zwischen Schulen und 

Verwaltung besser und unkompli-

zierter klappt als bisher.“

Beim Sozialticket, so Birgit Unger, 

stellt sich die Situation vollkommen 

anders dar: „Da hat die Umsetzung 

hervorragend geklappt.“ Sozialver-

waltung und Stadtwerke haben zu 

Beginn des Jahres innerhalb weniger 

Tage das Sozialticket auf den Weg 

gebracht. Organisatorische Probleme 

sind uns nicht bekannt. 

Für eine Bewertung der angeblichen 

Mehrkosten fehlen nach wie vor die 

angekündigten Unterlagen der Stadt-

werke. Wer das Sozialticket in seiner 

jetzigen Form kritisiert, dem muss 

klar sein: Mit der CDU würde es auch 

hier gar nichts geben.  (MM)

Rot-GRÜN gewährt die 
notwendigen Hilfen für die 
Schwächsten
Fahrkarten, Schulbücher, Tornister und 

für Mathe einen Taschenrechner. 

Einkommensschwache addieren alle 

Kosten und können nicht bezahlen.

Die Hartz IV-Regelsätze sind zu niedrig. 

Der Syntax Error liegt im System. 

Abhilfe leisten da kommunale Sozial-

politik. Die Dortmunder GRÜNEN möch-

ten daher den Lernmittelfonds und das 

Sozialticket erhalten.



Umwelt

Die Dortmunder GRÜNEN zweifeln die 

Zahlen der Industrie- und Handels-

kammer (IHK) zu den Wirtschaftsfl ä-

chen an. Zu den Berechnungen von 

IHK-Präsident Udo Dolezych bezüg-

lich der Wirtschaftsfl ächen in Dort-

mund erklärt der wirtschaftspolitische 

Sprecher der GRÜNEN Ratsfraktion 

Martin Tönnes: „Immer schön auf 

dem Boden der Realität bleiben! Bei 

einer realistischen Betrachtung der 

durchschnittlichen Verkäufe an Wirt-

schaftsfl ächen in den letzten sieben 

Jahren ergibt sich ein Wert von rund 

15 Hektar pro Jahr. Dies entspricht bis 

zum Jahr 2015 einem Gesamtbedarf 

von rund 105 Hektar. Aktuell verfügt 

die Wirtschaftsförderung in Dortmund 

über vermarktungsfähige Flächen von 

150 Hektar an Gewerbe- und Indus-

triefl ächen.“ 

IHK-Chef Udo Dolezychs prognosti-

ziertes Defi zit von 397 Hektar Ge-

werbefl ächen bis zum Jahr 2015 

entspricht bei einer realitätsnahen 

Betrachtung dem Bedarf für ein Vier-

teljahrhundert. 

Bemerkenswert ist die Kritik an Thys-

sen-Krupp im Hinblick auf die schlep-

pende Entwicklung der Westfalenhüt-

te. Bei der TKS-Chefetage ist mehr 

Verantwortung für die Schaffung von 

Arbeitsplätzen für die Region notwen-

dig und einzufordern. 

Aber überzogene Preisvorstellungen 

sollen offensichtlich eher die Bilanz-

gewinne erhöhen, als die Flächen für 

die Ansiedlung von Betrieben zur Ver-

fügung zu stellen.

Flächenfraß 
in Dortmund 

Leider gibt es eine zunehmende Ten-

denz, mit dem Totschlagargument 

Arbeitsplätze und der damit verbun-

denen Drohung, einen Standortwech-

sel in ein Billiglohnland vorzunehmen, 

immer ungehemmter auf Frei- und 

Grünfl ächen zuzugreifen. 

Gefahr durch Versiegelung
Bemerkenswert ist auch die Haltung 

der Sozialdemokraten in Dortmund. 

Angesichts GRÜNER Warnungen vor 

dem Flächenfraß witzelte die SPD zy-

nisch über eine Sympathie für „Gän-

seblümchen“. 

Sogar die Gewerkschaften wandten 

sich gegen eine solch diffamierende 

Vereinfachung und den Rückfall in   

vorökologische Diskussionen.

Dabei konnten am 26. Juli 2008 alle 

Dortmunder BürgerInnen die Folgen 

einer zunehmenden Flächenversiege-

lung erleben. Bei starkem Regen kann 

das Wasser nicht im Erdreich versi-

ckern. 

GRÜNE-Fraktionssprecherin Ingrid 

Reuter: „Wir müssen uns darüber im 

Klaren sein, dass es immer häufi ger 

zu Unwettern dieses Ausmaßes kom-

men wird.“

Die Vorboten der Klimaerwärmung 

müssen ernst genommen werden. Es 

muss geprüft werden, ob Schäden in 

den betroffenen Stadtgebieten hätten 

vermieden werden können und welche 

Vorsorgemaßnahmen es geben muss, 

um Schäden an Gebäuden zukünftig 

zu minimieren und Gefahren für Men-

schen zu verhindern. (MM)

Gewerbefl ächen sollen 

Landschaften 

verdrängen und die 

Industrie- und 

Handelskammer 

jongliert mit 

Fantasie-Zahlen. 

Die Dortmunder  

GRÜNEN protestieren 

gegen 

Landschaftsverbrauch 

und die SPD witzelt 

zynisch über eine 

Sympathie für 

Gänseblümchen — 

Wieder einmal droht 

die Umwelt die 

Verliererin zu sein.

Dabei sind die 

Flächen Buddenacker 

und Groppenbruch 

schützenswerte 

Naturräume.
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Bei den GRÜNEN bin ich seit fast 

15 Jahren, zuerst in der Bezirksver-

tretung Aplerbeck und seit drei Jahren 

im Rat der Stadt engagiert. 

Meine politischen  Schwerpunkte 

sind Kinder-, Jugend- und Schulpoli-

tik. 

In zehn Jahren haben Bündnis 

90/Die GRÜNEN einen fl ächen-

deckenden Mindestlohn eingeführt 

und es hoffentlich erreicht, dass jede 

und jeder ein Bedingungsloses Grund-

einkommen erhält und eine Schule für 

alle Kinder die Regelschule ist.

Alle Kassen sind leer. Und Hartz 

IV wird in Dortmund von der ARGE 

verwaltet. Was kann kommunale 

Sozialpolitik da noch leisten? 

Im Gegensatz zu Bund und Land wird 

in Dortmund nicht nur geredet, son-

dern auch gehandelt. Beispiele sind 

das Sozialticket, der Lernmittelfonds 

und das Projekt Zeitgewinn, das den 

Übergang von der Schule in die Aus-

bildung bzw. den Beruf erleichtert und 

unterstützt.

Der Lernmittelfonds ist ein zu-

sätzliches Organisations-Monster. 

Warum sehen Bündnis 90/DIE 

GRÜNEN darin noch ein wichtiges 

Instrument? 

Wir wollen den von Armut bedrohten 

Familien und ihren Kindern wirkliche 

Hilfen in Form von Heften, Stiften und 

Tornistern zukommen lassen. 60 Euro 

für jedes anspruchsberechtigte Kind 

sind eine wichtige Unterstützung. Die 

organisatorischen Probleme zu Beginn 

des Schuljahres lagen auch darin be-

gründet, dass der Beschluss erst in 

der letzten Ratssitzung vor der Som-

merpause fallen konnte. 

Erst kurz zuvor war der Haushalt der 

Stadt durch den CDU-Regierungsprä-

sidenten Diegel nach vielen Verzö-

gerungen freigegeben worden. Dass 

dies der richtige Weg ist, zeigen die 

Planungen der Bundesregierung, ab 

dem nächsten Schuljahr ein „Schul-

starterpaket“ einzuführen.

Das Sozialticket kostet  viele Milli-

onen Euro. Das Geld fehlt in Dort-

mund. Warum ist das Sozialticket 

eine wichtige Entscheidung? Wie 

soll es weiterentwickelt werden?

Dass mittlerweile rund 23.000 Per-

sonen ein Sozialticket nutzen, ist ein 

Beleg dafür, wie wichtig und richtig die 

Entscheidung war. 

Mit dem Dortmunder Sozialticket 

schaffen wir ein Stück mehr soziale 

Gerechtigkeit. Mobilität ist für mich 

eine Form von Grundrecht. Ziel ist es, 

das Sozialticket in Deutschland fl ä-

chendeckend einzuführen.  

Die Landesregierung  hat die fi -

nanzielle Unterstützung für Ar-

beitslosenzentren gestrichen? 

Wie stehen Bündnis 90/DIE GRÜ-

NEN dazu?

Das Dortmunder Arbeitslosenzentrum 

hat einen wichtigen Stellenwert für 

die Beratung und Unterstützung der-

jenigen, die durch Arbeitslosigkeit in 

vielfältiger Weise mit persönlichen 

Problemen und oft existentiellen Le-

bensfragen konfrontiert sind. 

Nach eigenen Aussagen erreicht das 

Dortmunder Arbeitslosenzentrum 

jährlich in der Beratung mehr als 2500 

Menschen. 

Dazu kommen mehr als 10.000 Men-

schen, die sich neben den individuellen 

Hilfen über zusätzliche Bildungs- und 

Begegnungsmöglichkeiten austau-

schen und informieren. Wir freuen 

uns, dass uns für Dortmund eine Lö-

sung gelungen ist, die den Fortbestand 

des Arbeitslosenzentrums ermöglicht.

Die Energiepreise steigen. Die 

BürgerInnen fangen endlich an,  

Strom und Heizenergie zu spa-

ren. Warum wollen Bündnis 90/ 

DIE GRÜNEN ausgerechnet jetzt 

einen Sozialtarif für einkommens-

schwache Haushalte einführen 

und wie soll dieser aussehen?

Zum einen wollen wir die Energie-

rechnungen der Verbraucherinnen 

und Verbraucher durch eine Energie-

sparoffensive z.B. in Sozialwohnungen 

deutlich senken.  

Finanziert durch einen Stromspar-

fonds sollen z.B. zügig Nachtspeicher-

heizungen ausgetauscht werden. Ein 

Ökobonus von 50-100 € könnte für 

die Anschaffung von energiesparender 

Technik genutzt werden. 

Durch einen sozial-ökologischen Tarif 

wollen wir ein Energieexistenzmini-

mum für jeden Menschen gewährlei-

sten. Gleichzeitig setzt ein progressiv 

ansteigender Tarifl auf Anreize zum 

Energiesparen.

Eine neue Bundesregierung muss 

als erstes die Regelsätze für das Ar-

beitslosengeld II erhöhen und einen 

eigenen Regelsatz für Kinder einfüh-

ren. 

Die Rüstungsausgaben müssen zeit-

gleich begrenzt werden.

Unsere 
Bundestags-

kandidatInnen

Interview

Barbara Blotenberg und Markus Kurth kandidieren 

2009 für den Bundestag. Wo sie politisch stehen, 

beantworten sie im Gespräch.

BARBARA BLOTENBERG, 

Familienmanagerin, 

Bundestagswahl-Kandidatin im 

Wahlkreis 144, Dortmund II. 
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Die GRÜNEN Bundestagskandidaten 2009

Ein neuer Stadtrat muss als er-

stes alle Flughafenausbaupläne und 

Flugzeitenverlängerungspläne für den 

Flughafen Dortmund ad acta legen.

Als Abgeordnete werde ich mich 

verstärkt für das Ruhrgebiet einset-

zen.

So wählen die DortmunderInnen die 

Bundestag-Direktkandidaten: 

Wahlkreis 143 (Dortmund I): 

Hombruch, Huckarde, Innenstadt-

Ost, Innenstadt-West, Lütgendort-

mund und Mengede. 

Wahlkreis 144 (Dortmund II):

Aplerbeck, Brackel, Eving, Hörde, 

Innenstadt-Nord und Scharnhorst.

SPD-Arbeitsministerium das genaue 

Gegenteil: Olaf Scholz erstickt die 

Initiativen für aktive lokale Arbeits-

marktpolitik und droht damit letzten 

Endes, erfolgreiche Dortmunder Be-

schäftigungsträger platt zu machen. 

Dann blieben für Arbeitsförderung 

und Qualifi zierung nur noch irgend-

welche Billigheimer, die keine Ahnung 

vom örtlichen Arbeitsmarkt haben und 

die nicht mit Betrieben aus der Region 

vernetzt sind.

Das Sozialticket kostet  viele Milli-

onen Euro. Das Geld fehlt in Dort-

mund. Warum ist das Sozialticket 

eine wichtige Entscheidung? Wie 

soll es weiterentwickelt werden?

Das Sozialticket ist ein Mittel, Men-

schen, die von Armut betroffen sind, 

wieder eine gesellschaftliche Teilhabe 

zu ermöglichen. 

Nichtsdestotrotz kann das Sozialtik-

ket nur eine Zwischenstation sein. 

Letztendlich geht es darum, dass in 

den Regelsätzen für Hartz IV ein Be-

trag eingeplant wird, der den tatsäch-

lichen Mobilitätsanforderungen der 

Menschen genügt. Die aktuell einge-

planten knappen 15 Euro für Bus und 

Bahn im Monat reichen bei weitem 

nicht aus. Solange die Regelsätze auf 

diesem Niveau bleiben und nicht den 

tatsächlichen Bedarf decken, brau-

chen wir das Sozialticket.

Die Landesregierung lässt die fi -

nanzielle Unterstützung für Ar-

beitslosenzentren streichen? Wie 

stehen Bündnis 90/DIE GRÜNEN 

dazu?

Die Kürzungspolitik von „Sozialmi-

nister“ Laumann bei den Arbeitslo-

senzentren ist völlig unsinnig. Den 

Arbeitslosen wird eine unabhängige 

Beratung genommen. Die hervorra-

gende Arbeitslosenberatung in Dort-

mund hilft in gewisser Weise sogar 

dem Jobcenter, da viele leistungs-

rechtliche Fragen vorab in der Bera-

tungsstelle geklärt werden und die 

Betroffenen besser ihre Rechte verste-

hen sowie vertreten können. Fehler-

hafte Bescheide, Widerspruchsverfah-

ren und Klagen können so verringert 

werden. Damit haben Stadt, Land und 

Bei den Grünen bin ich sozialpo-

litischer und behindertenpolitischer 

Sprecher der Grünen Bundestagsfrak-

tion.

Alle Kassen sind leer. Und Hartz 

IV wird in Dortmund von der ARGE 

verwaltet. Was kann kommunale 

Sozialpolitik da noch leisten?

Wenn an die Banken beinahe wö-

chentlich Summen gehen, von denen 

man jeweils locker für mindestens ein 

Jahr eine kräftige Regelsatzerhöhung 

bezahlen könnte, können „die Kassen“ 

so leer ja nicht sein. Und eine Regel-

satzerhöhung würde sogar volkswirt-

schaftlich Sinn machen, weil das Geld 

direkt zur Stärkung der Inlandsnach-

frage wirksam würde.

Die ARGE in Dortmund macht einen 

guten Job. Das heißt nicht, dass man 

nicht das zugrunde liegende Sozial-

gesetzbuch II verändern muss. Im 

Gegenteil: Die Erhöhung von Regel-

sätzen und Freibeträgen sowie die 

Einführung einer Zumutbarkeitsrege-

lung, die vor Lohndumping schützt, 

wären die wichtigsten Vorhaben, ohne 

die ich eine GRÜNE Regierungsbetei-

ligung schlechterdings für unmöglich 

halte.

Gerade in Dortmund zeigt sich an-

hand der Beispiele „Sozialticket“ und 

„Lernmittelfonds“, was kommunale 

Sozialpolitik zu leisten vermag. Bei 

leeren kommunalen Kassen sind die 

Handlungsspielräume begrenzt. Der 

Bund steht in der Pfl icht, den Jobcen-

tern vor Ort mehr lokale Spielräume 

zu ermöglichen. Leider macht das 

Bund auch noch etwas davon. 

Die Energiepreise steigen. Die 

BürgerInnen fangen endlich an, 

Strom und Heizenergie zu spa-

ren. Warum wollen Bündnis 90/ 

DIE GRÜNEN ausgerechnet jetzt 

einen Sozialtarif für einkommens-

schwache Haushalte einführen 

und wie soll dieser aussehen?

Keine Energie ist billiger als die, die 

erst gar nicht verbraucht wird. Ener-

giesparen ist der beste Schutz gegen 

steigende Energiepreise. Dabei sind 

die Einsparpotenziale in allen Lebens-

bereichen riesig. Das Problem ist, dass 

für viele Haushalte moderne Energies-

partechnik noch unerschwinglich sind. 

Ein Alg-II-Empfänger müsste z. B. für 

einen energieeffi zienten Kühlschrank 

etwa 20 Jahre sparen. Zur Unterstüt-

zung gibt es unterschiedliche richtige 

Ansätze. So könnten beispielsweise 

die Einnahmen aus den Versteige-

rungen der Emissionszertifi kate ge-

nutzt werden, um VerbraucherInnen 

beim Energiesparen zu unterstützen. 

In Großbritannien werden schon jetzt 

die Energieunternehmen verpfl ichtet, 

die Hälfte ihrer Einsparmaßnahmen 

in einkommensschwachen Haushalten 

durchzuführen. 

Eine neue Bundesregierung muss 

als erstes das zunehmende Ausein-

anderdriften zwischen Arm und Reich 

aufhalten und abbauen. Angemes-

sene Regelsätze bei der Grundsiche-

rung sind hier auf jeden Fall der erste 

Schritt.

Als Abgeordneter werde ich mich 

für ein höheres Arbeitslosengeld II, 

für mehr Rechte der Erwerbslosen, 

bessere Gemeindefi nanzen und na-

türlich für den Schutz von Natur und 

Klima einsetzen.

MARKUS KURTH,

Politiker, zuvor Bildungsmanager bei 

der Heinrich-Böll-Stiftung NRW. 

Bundestagswahl-Kandidat im  Wahl-

kreis 143, Dortmund I.
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Keine Zustimmung zu einem „Weiter 

so in Afghanistan“, Nein zur Opera-

tion Enduring Freedom (OEF) und 

Tornados, Strategiewechsel jetzt. So 

beschloss es die Parteibasis in Göt-

tingen im Herbst 2007. Ein Jahr spä-

ter antwortete Markus Kurth auf die 

Frage nach seiner Haltung zur Man-

datsverlängerung für Afghanistan: Er 

sei dagegen, hielte aber eine erneute 

Aufspaltung der Bundestagsfraktion 

für fatal.

Am 16. Oktober 2008 stand fest: Ob-

wohl die Tornados der Bundeswehr das 

gesamte Kriegsgebiet zwecks Aufklä-

rung überfl iegen, trotz der weiterhin 

bestehenden operativen Verkettung 

von OEF und ISAF und obwohl sich 

nicht die Spur eines Strategiewech-

sels andeutet, stimmten 15 GRÜNE 

für die Mandatsverlängerung. 

Markus Kurth sah sich nicht länger 

gebunden, mit einer Enthaltung um 

die Geschlossenheit der Fraktion zu 

Mandatsverlängerung 
Afghanistan — Dortmunder 
GRÜNE sagen NEIN!

kämpfen und stimmte dagegen. Die 

Rückendeckung gab es hierfür von 

der Kreismitgliederversammlung der 

GRÜNEN in Dortmund, die die Bun-

destagsfraktion am Abend zuvor um 

eine klare Ablehnung der Mandatsver-

längerung ersuchte.

Bis zum Dezember 2009 wird die Zahl 

der in Afghanistan stationierten Sol-

daten um 1000 auf 4500 erhöht. Ein 

Kurswechsel hin zu mehr zivilem Auf-

bau rückt in weite Ferne.

Auf der letzten Bundesdelegierten-

konferenz in Erfurt wurde der Partei 

der Abschlussbericht der Friedens- 

und Sicherheitspolitischen Kommis-

sion vorgelegt. Kritik an der Afgha-

nistan- und Kosovo-Politik, sowie 

klare Bekenntnisse zur Stärkung der 

Vereinten Nationen und zur zivilen 

Krisenprävention erhalten die Hoff-

nung, dass die GRÜNE Friedenspolitik 

vielleicht in Zukunft hält, was sie ver-

spricht. (SG)

 

Die Dortmunder GRÜNEN fordern: Keine weiteren 

Mandatsverlängerungen für Afghanistan!

Ortsverband 
Innens tad t -
West
Für die Menschen von Klinik-, West-

park- und Kreuzviertel, der Rhei-

nische Straße, der City und Dorstfeld 

setzt sich der Ortsverband ein. Dabei 

geht es lebhaft zu, wenn sich jeden 

zweiten Dienstag 10 bis 15 Idealisten 

in der „Fetten Henne“ treffen.

Vier davon sitzen derzeit in der Be-

zirksvertretung und einer im Rat, 

wo sie sich für eine nachhaltige Ver-

kehrsplanung, die Jugendlichen und 

Kinder dieses Bezirks oder den Kampf 

gegen Rechts einsetzen. 

Aber auch die Sorgen der Anwohner-

Innen wohnortnaher Betriebe, die 

Ansiedlung von größeren Geschäf-

ten in der Innenstadt (z.B. ECE) oder 

Dorstfeld (REWE) stehen regelmäßig 

auf der Tagesordnung. 

Tatkräftige Unterstützung gibt es bei 

der Beantwortung strittiger Fragen 

von den übrigen Ortsverbandsmitglie-

dern, die ihre Ideen einbringen oder 

Anträge formulieren. Regelmäßig 

erkunden wir mit dem Fahrrad oder 

mit Quartiersspaziergängen unseren 

Bezirk und entdecken ihn und seine 

vielseitige Kneipenlandschaft immer 

wieder neu. In diesem Jahr hat sich 

der Ortsverband zur Vorbereitung der 

Kommunalwahl zu einem Klausurwo-

chenende am Glörsee getroffen. 

Einige Ergebnisse unserer Arbeit kann 

man in Form von Protokollen und An-

trägen bei unserem Internet-Auftritt 

(gerade aufgemöbelt!) oder in Form 

von Fahrradhäusern und -bügeln im 

Stadtbezirk sehen. 

Mitstreiten erwünscht! 

Erste Termine im neuen Jahr: 

6. und 20. Januar, 19:30 Uhr, „Fet-

te Henne“ (Kleine Beurhausstraße), 

Ortsverbandssitzung. 

Kontakt: MKruegerS@aol.com

0231/ 10 33 58 (SG, MKS)
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Staatliche Umweltverwaltung in NRW zerstückelt 
Im Landtags-Wahlkampf 2005 hatten 

CDU und FDP gewettert, dass sie den 

verhassten Umweltbereich, - Bärbels 

Reich – „schleifen und zerstören“ wür-

den. Es galt, Landesaufgaben im Um-

weltschutz abzuschaffen, zu kommu-

nalisieren und sogar zu privatisieren, 

wie es vehement die FDP fordert. 

Umweltämter aufgelöst
Fast unbemerkt sind zum 01.01.2007 

die bestehenden 11 Staatlichen Um-

weltämter in NRW aufgelöst worden. 

Anfang 2008 wurde die Zerlegung 

der Belegschaft vollzogen. Das für 

Dortmund zuständige Staatliche Um-

weltamt Hagen war nach Köln das 

zweitgrößte Amt, mit zuletzt etwa 180 

Beschäftigten. 

Von diesen wurden 25 Beschäftigte 

zu den kreisfreien Städten Bochum, 

Dortmund, Hagen, Herne sowie zum 

Ennepe-Ruhr Kreis und Märkischen 

Kreis „umgesetzt“. Die Beamten wur-

den Kommunalbeamte, die Angestell-

ten sind vom Umweltministerium zur 

Aufgabenerledigung „ausgeliehen“, 

ein höchst umstrittener Umgang mit 

Arbeitnehmerrechten. Weitere 60 Be-

schäftigte des Labors in Hagen wur-

den dem neuen Landesamt für Um-

welt, Natur und Verbraucherschutz 

mit Hauptsitz Recklinghausen zuge-

schlagen. 

20 Beschäftigte gingen in den vorzei-

tigen Ruhestand, Altersteilzeit oder 

kündigten. 75 Beschäftigte wechsel-

ten zur Bezirksregierung. Von den 2 

Laboren im Regierungsbezirk Arns-

berg wird künftig nur Lippstadt üb-

rig bleiben. Landesweit wird die Zahl 

der Labore von 8 auf 4 reduziert. In 

Hagen wird ein hochmodernes Labor-

gebäude von 1987 und Bürogebäude 

von 2000 aufgegeben. Vielen teilzeit-

beschäftigten MitarbeiterInnen wurde 

ein Arbeitsplatz in Lippstadt (100 km) 

oder Herten (65 km ) angeboten. 

Ist das die familienfreundliche Arbeits-

marktpolitik der schwarz-gelben Lan-

desregierung? Wo bleibt die soziale 

Fürsorge für die Landesbediensteten? 

In Zukunft wird das östliche Ruhrge-

biet mit seinen vielen Industriebetrie-

ben vom 100 km entfernten Lippstadt 

im Kreis Soest aus bedient, obwohl 

das Labor in einem Gerichtsgebäude 

aus den 1960er Jahren nicht optimal 

untergebracht ist. Dieser Standort 

bleibt sicher auch wegen der Nachbar-

schaft zum Wahlkreis von Umweltmi-

nister Uhlenberg (CDU) erhalten.

Politische Verantwortung
Verantwortlich sind Innenminister 

Wolf (FDP) und sein „1. Parlamen-

tarischer Staatssekretär für Verwal-

tungsmodernisierung und Sport“, 

Manfred Palmen (CDU), der Wert auf 

seine Fallschirmspringer-Karriere legt. 

Palmen ist Jurist, der 25 Jahre bei der 

Bezirksregierung Düsseldorf Dezer-

nent für Wasser und Abfall gewesen 

ist, ehe er ausschied, um als Land-

tagsabgeordneter und Rechtsanwalt 

tätig zu werden. 

Zehn Jahre lieferte er sich mit Bär-

bel Höhn Redeschlachten im Landtag. 

Der Überraschungssieg von Rüttgers 

(CDU) im Mai 2005 reaktivierte den 

damals 61-jährigen für eine große 

Aufgabe. Ministerpräsident Rüttgers 

machte ihn zum „Chef-Stallausmister“ 

im Umweltbereich. 

Während Innenminister Wolf allge-

mein von Verwaltungsmodernisierung 

spricht, wettert Palmen von der Zer-

schlagung des Umweltbereichs. Er ist 

ohne Zweifel von der Richtigkeit sei-

nes Handels überzeugt und im fortge-

schrittenen Maße beratungsresistent: 

„…wir wissen alles, die Konzepte lie-

gen in der Schublade…“ tönte er. 

Unser GRÜNER Landtags-Abgeordne-

ter Johannes Remmel wurde mehr-

fach von ihm unsachlich und herab-

würdigend attackiert.

An den 1000 MitarbeiterInnen der 

Staatlichen Umweltämter (etwa 0,5 

Prozent der 200.000 Landesbedien-

steten) wurde ein Exempel statuiert. 

Ihre Proteste sind zahlenmäßig nicht 

ins Gewicht gefallen und blieben wir-

kungslos. Dies war kalkuliert und ging 

auf. Der skandalöse Umgang war 

Ausdruck der Landesregierung, Per-

sonal um jeden Preis loszuwerden. 

ArbeitnehmerInnen wurden wie Kon-

kursmasse verschoben. Opfer waren 

einkalkuliert. Die Bediensteten waren 

zunächst geschockt, dies ging in ei-

nen Zustand der Ohnmacht über und 

es folgte eine tiefe Resignation. Die 

exzellente Fachkompetenz und eine 

hohe Motivation in der Landesumwelt-

verwaltung sind systematisch zerstört 

worden. Der Frust ist groß, es gilt das 

Motto von Schwarz-Gelb „Privat vor 

Staat“ ergänzt um „es ist 15.30 Uhr, 

ich gehe nach Hause.“

Rüttgers hat mit Uhlenberg einen ge-

lernten konventionellen Landwirt und 

Teilhaber an einer Windkraftanlage 

zum Umweltminister gemacht. Seine 

wichtigste Aufgabe ist es, für Ruhe un-

ter den mit seiner Vorgängerin Bärbel 

Höhn unzufriedenen, konventionellen  

LandwirtInnen zu sorgen. 

Der politische Wechsel wird von die-

sen als Bauernbefreiung bezeichnet. 

Uhlenberg betreibt in erster Linie 

Landwirtschaftspolitik und betont im-

mer wieder, es würden keine Umwelt-

standards abgesenkt. 

Geringere Umweltstandards
Parole der schwarz-gelben Landes-

regierung ist ein Umweltschutz mit 

Augenmaß. Wie soll das mit landwirt-

schaftlich bedingtem Sehfehler gelin-

gen? Europäisches Recht soll nur 1:1 

umgesetzt werden. Herausgekommen 

ist eine 1: 0,2 Umsetzung und diese 

wird in den Medien als ambitioniert 

dargestellt.

Wichtig ist für Schwarz-Gelb, dass 

Umweltschutz nichts kosten darf und 

der konventionellen Landwirtschaft 

und Industrie nicht schadet! Wichtige 

Ziele des Umwelt , Natur- und letztlich 

des Klimaschutzes werden defi nitiv 

nicht erreicht.

Der Verfasser ist der Herausgeberin 

bekannt.



Termine

KREISVERBAND DORTMUND

Was für Ergebnisse: Am letzten Tag 

der Bundesdelegiertenkonferenz von 

Bündnis 90/Die GRÜNEN (BDK) in 

Erfurt wurde das Spitzenduo für die 

Bundestagswahl, Renate Künast und 

Jürgen Trittin, mit 92 % der Stim-

men gewählt. Am Vortag erhielten 

Claudia Roth und Cem Özdemir nach 

begeisternden Reden deutliche Zu-

stimmung aus allen Lagern zu ihrem 

Parteivorsitz. 

Auch inhaltlich herrschte der Konsens 

vor: Bis 2020 vierzig, bis 2050 hun-

dert Prozent Erneuerbare Energien in 

Deutschland und eine klare Absage an 

Atom und Kohle. Auf Antrag Dortmun-

der GRÜNER wurde der Umweltver-

bund (ÖPNV, Rad- und Fußverkehr) 

als wichtiger Beitrag kommunaler 

Klimaschutzpolitik bei der Frage der 

Mobilität in den Antrag zur Ener-

giewende aufgenommen. Deutliche 

Worte und ambitionierte Vorschläge 

für einen strukturellen Wandel in der 

Finanzwirtschaft, die sich stärker als 

bisher an der Realwirtschaft messen 

und ihren Beitrag zur Konsolidierung 

der Finanzmärkte leisten soll, fanden 

eine breite Zustimmung.

Die Anträge zur Menschenrechts-

politik, wie die Unterstreichung des 

Menschenrechts auf Nahrung, gegen 

jegliche wirtschaftliche Interessen, 

oder die Forderung nach einer Auf-

nahme von Guantanamo-Häftlingen 

in Deutschland, und die Vorlage des 

Abschlussberichtes der Friedens- und 

Sicherheitspolitischen Kommission 

brachten spannende, fundierte Dis-

kussionen, aber nur wenige strittige 

Abstimmungen.

Schwer tat sich die BDK dagegen mit 

der eigenen Satzung. Weder für eine 

Neuenquote noch für die Verlängerung 

der Sonderbehandlung der östlichen 

Bundesländer auf Parteitagen, kam 

eine passende Mehrheit zusammen. 

Das konnte die allgemeine Aufbruch-

stimmung in ein spannendes Wahljahr 

2009 nicht trüben. Es wurde getrom-

melt, gestritten, gefeiert. Und Erfurt 

war allemal einen Parteitag wert.  (SG)

BDK in Erfurt- soviel Harmonie war nie

Mitgliederversammlung des GRÜNEN Kreisver-

bandes zur Listenaufstellung für die Kommunal-

wahlen: 17./18.01.2009, Ort: N.N. 

Bundesdelegiertenkonferenz: 

23.-25. 01. 2009, Westfalenhallen Dortmund

Neujahrsempfang: 08.02.2009, 

Kreisverbandsbüro

Landesdelegiertenkonferenz: 20.-22.03.2009, 

Stadthalle Hagen
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